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Auswertung der Wahlprogramme der Parteien zur 

Bundestagswahl 2025 anhand der Belange der Fa-

milienbetriebe Land und Forst* 
 

Land- und forstwirtschaftliches Eigentum schützen. 
 

 
 

Die CDU/CSU will Eigentümer schützen und die Vorsorge mit Eigentum 
fördern. Die zwangsweise Flächenstilllegung wird abgelehnt, Wieder-
vernässungsprojekte sollen gemeinsam mit den Eigentümern durchge-
führt werden.  
„Die zwangsweise Stilllegung von Flächen wird es mit uns nicht geben.“ 
(Seite 4) 
„Moore schützen und wiedervernässen. Moore sind unverzichtbare CO2-
Senken. Wir wollen den Schutz der Moore gemeinsam mit den Grundstück-
seigentümern intensivieren und Anreize für Wiedervernässungsprojekte 
geben.“ (Seite 23) 
 

 

 
 

Die SPD trifft allgemeine Aussagen zum Eigentum. Konkrete Aussagen 
zum Schutz des Eigentums in der Land- und Forstwirtschaft sind nicht ent-
halten. 

 

 
 

Die FDP lehnt Enteignungen ab und setzt auf Eigentumsschutz – auch im 
land- und forstwirtschaftlichen Kontext.  
„Wir schaffen Freiräume und Handlungsspielräume für eine nachhaltige 
Waldwirtschaft. Das bestehende Bundeswaldgesetz hat sich bewährt. Ei-
gentumseingriffe und unnötige Bewirtschaftungsvorschriften wird es mit 
uns nicht geben“. (Seite 45) 
 

 

 
 

Land- und forstwirtschaftliches Eigentum wird nicht explizit behandelt. 
DIE GRÜNEN setzen sich allgemein für den Schutz der Böden und insbe-
sondere für eine Reduzierung giftiger Rückstände ein.  
„Die Wiedervernässung von Mooren ist ein wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz. Wir werden die Rahmenbedingungen deshalb so gestalten, dass 
landwirtschaftliche Flächen durch die Wiedervernässung an wirtschaftli-
cher Attraktivität gewinnen. Zusätzliche Verdienstmöglichkeiten für die 
Landwirt*innen treiben wir etwa durch den Ausbau von Agri-Photovoltaik 
sowie die Stärkung von Hanf und auch Schilf als Dämmung im Bausektor 
voran.“ (Seite 28) 
„Durch einen stärker vorsorgenden Ansatz bringen wir den Schutz unserer 
Böden ins 21. Jahrhundert. Dies bedeutet weniger giftige Rückstände im 
Boden und einen insgesamt rücksichtsvolleren Umgang aller Nutzer*innen, 
um die Kraft unserer Böden zu entfesseln.“ (Seite 27 und 28) 
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Die AfD spricht sich gegen die Nutzung von land- und forstwirtschaftli-
chen Flächen für die Energienutzung aus.  
„Wir werden die großflächigen Naturzerstörungen durch Windkraftanla-
gen und Photovoltaikanlagen in Wäldern, Feldern und auf Ackerflächen so-
fort beenden.“ (Zeilen 424 ff.) 
„Den Neubau von Photovoltaikanlagen als Agro-PV auf landwirtschaftli-
chen Nutzflächen lehnen wir aufgrund ihres hohen Flächenverbrauchs ab. 
Zudem verstärken diese die Aufheizung des Mikroklimas und intensivieren 
den Druck auf landwirtschaftliche Produktionsflächen. Photovoltaikanla-
gen führen generell zu einer Veränderung des Mikroklimas und verursa-
chen eine Temperaturerhöhung.“ (Zeilen 1564 ff.) 
 

 

 
 

Das BSW behandelt Eigentum nicht vordergründig im land- und forstwirt-
schaftlichen Kontext, fordert jedoch insgesamt den Erhalt land- und forst-
wirtschaftlicher Flächen.  
„Wir fordern bezahlbaren Boden zum Erhalt land- und forstwirtschaftlicher 
Flächen.“ (Seite 19) 
„Der Erhalt von Agrarflächen hat für uns Priorität. Wälder, Grünland und 
Moore sind durch schonende Nutzung zu erhalten. Ausgleichsmaßnahmen 
für Bauvorhaben sind mit den landwirtschaftlichen Betrieben vor Ort pro-
duktionsintegriert umzusetzen. Photovoltaikanlagen dürfen die agrarische 
Nutzung nicht verdrängen.“ (Seite 20) 
„Wir wollen den Katastrophenschutz stärken, Hochwasserereignisse in ih-
ren Folgen abmildern, Mittel für Auf- und Ausbau von Deichen und Däm-
men zur Verfügung stellen und Wälder mit Baumarten aufforsten, die bes-
ser mit den Klimaveränderungen zurechtkommen.“ (Seite 20) 
 

 

 
 

DIE LINKE will landwirtschaftliche Fläche grundsätzlich vor „Spekulanten 
und Investoren“ schützen. Dem Wahlprogramm ist keine Definition einer 
„gemeinwohlorientierten Landwirtschaft“ zu entnehmen. Moore sollen 
revitalisiert und Auwälder wiedereingerichtet werden – die Rechte der 
land- und forstwirtschaftlichen Flächeneigentümer wird in diesem Zuge 
nicht angesprochen.  
„Wir brauchen eine soziale und ökologische Agrarwende, die ihren Namen 
auch verdient. Die Linke kämpft für eine sozial gerechte und auf das Ge-
meinwohl orientierte Landwirtschaft, die das Klima und die Natur schont 
und mit dem Tierschutz vereinbar ist.“ (Seite 41) 
„Bauernland gehört nicht in die Hand von Spekulanten und Investoren, die 
nicht aus der Landwirtschaft kommen: Wir stehen für ein Agrarstrukturge-
setz, das gemeinschaftliches und öffentliches Eigentum an Grund und Bo-
den stärkt und die Bäuer*innen schützt.“ (Seite 42)  
„Wir brauchen eine naturnahe Renaturierung von Gewässern und einen Ak-
tionsplan Niedrigwasserschutz, um die Wasserversorgung aber auch das 
Leben in Gewässern zu gewährleisten. Dazu dient auch die Revitalisierung 
von Mooren und die Wiedereinrichtung von Auwäldern.“ (Seite 43) 
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Steuerlast senken. 
 

 
 

Die CDU/CSU setzt sich dafür ein, die Unternehmenssteuerbelastung auf 
maximal 25 % zu begrenzen. Eine Vermögenssteuer wird abgelehnt, hö-
here Freibeträge bei Grunderwerbs- und Erbschaftssteuer sind anvisiert. 
Die CDU/CSU will die Agrardieselrückvergütung wieder einführen und 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe von der Energiesteuer befreien.  
„Wir senken die Unternehmenssteuerbelastung auf maximal 25 Prozent, 
schaffen den Rest-Soli ab und verbessern Abschreibungen und Verlustver-
rechnung.“ (Seite 2) 
„Wir fördern die Vorsorge mit Eigentum und Vermögen durch höhere Frei-
beträge bei Grunderwerb- und Erbschaftsteuer (…). Eine Vermögensteuer 
lehnen wir ab.“ (Seite 3) 
„Landwirtschaftliche Betriebe entlasten. Wir führen die Agrardiesel-rück-
vergütung wieder vollständig ein. Alternative Kraftstoffe wie Biokraftstoffe 
und synthetische Kraftstoffe in der Land- und Forstwirtschaft befreien wir 
von der Energiesteuer.“ (Seite 34) 
 

 

 
 

Die SPD fordert eine höhere Besteuerung für große Vermögen und Unter-
nehmen. Es gibt keine spezifischen Maßnahmen zur Senkung der Steuer-
last für land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 
„Eigentum gibt Sicherheit, aber Eigentum verpflichtet auch. Daher wollen 
wir die vermögensbezogene Besteuerung stärken und Spitzenvermögen 
stärker an der Finanzierung der Modernisierung unseres Landes und unse-
rer Gemeinschaft beteiligen. Die Erbschaft- und Schenkungsteuer in ihrer 
heutigen Form ist nicht gerecht, denn die übermäßige Privilegierung großer 
Unternehmensvermögen führt dazu, dass bei der Übertragung solcher 
Multimillionen oder Milliardenvermögen oftmals nur sehr wenig oder gar 
keine Steuern gezahlt werden.“  (Seite 19) 
 

 

 
 

Die FDP fordert eine Senkung der Unternehmenssteuerbelastung und 
eine Erhöhung der Freibeträge für die Erbschafts- und Schenkungssteuer.  
„Auch die Freibeträge der Erbschaft- und müssen Schenkungsteuer müssen 
automatisch um die Inflationsrate erhöht werden. Wir lehnen jede Form 
einer Vermögensteuer oder Vermögensabgabe ab.“ (Seite 13) 
„Die Existenz von Unternehmen darf nicht durch die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer gefährdet sein. Wir fordern, dass die Freibeträge automatisch 
um die Inflationsrate erhöht werden. Nur so bleibt die durchschnittliche 
Steuerlast auf Schenkungen und Erbschaften bei steigenden Preisen kon-
stant.“ (Seite 14) 
„Wir fordern die Absenkung der Unternehmenssteuerbelastung auf unter 
25 Prozent. Dazu schaffen wir den Solidaritätszuschlag vollständig ab und 
senken die Körperschaftsteuer. Doppelbesteuerungen wollen wir konse-
quent vermeiden. Wir wollen künftig Reingewinne statt Scheingewinne be-
steuern, indem wir Hinzurechnungstatbestände konsequent abschaffen. 
Die Ungleichbehandlung von Eigenkapital- zu Fremdkapitalverzinsung wol-
len wir beenden, indem wir die steuerliche Absetzbarkeit fiktiver 
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Eigenkapitalzinsen einführen. Die Unternehmen in Deutschland brauchen 
einen unbeschränkten Verlustvortrag und eine weitere Ausweitung des Ver-
lustrücktrags. Liquidationsverluste wollen wir steuerlich berücksichtigen.“ 
(Seite 14) 
 

 

 
 

Die Grünen fordern höhere Steuern auf Erbschaften, Vermögen, Immobi-
lien und Kapitaleinkünfte, einschließlich einer globalen Milliardärssteuer. 
„Deswegen fokussieren wir uns auf folgende Maßnahmen: das effektive 
Angehen der Ausnahmen bei der Erbschaftssteuer für außerordentlich 
große Erbschaften, den aktiven Einsatz für die Einführung der globalen Mil-
liardärssteuer sowie das Schließen weiterer offenkundiger Gerechtigkeits-
lücken im Steuersystem (…).“ (Seite 34) 
 

 

 
 

Die AfD fordert eine Abschaffung der Erbschaftssteuer und setzt sich da-
für ein, die Vermögenssteuer weiterhin auszusetzen.  
„Die AfD will die derzeit zur Erhebung ausgesetzte Vermögensteuer sowie 
die Erbschaftssteuer abschaffen. Beide sind Substanzsteuern, d.h. sie wer-
den unabhängig von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Steuerbür-
gers erhoben.“ (Zeilen 1157 ff.) 
 

 

 
 

Das Wahlprogramm des BSW fordert die Einführung von Erbschafts- und 
Vermögenssteuern sowie die Entlastung niedriger Einkommen, während 
gleichzeitig höhere Sozialabgaben für Unternehmen vorgesehen sind. 
„Das Steuersystem in Deutschland bestraft Arbeit und belohnt große Ver-
mögen, obwohl diese oft nicht auf eigener Leistung, sondern auf Erbschaf-
ten beruhen.“ (Seite 16) 
„Deshalb treten wir für ein Steuersystem ein, das die große Mehrheit der 
Bürger spürbar entlastet und im Gegenzug weit überdurchschnittliche Ein-
kommen und Großvermögen belastet.“ (Seite 16) 
„Aktuell gilt: je höher das Erbvermögen, desto niedriger der effektive Steu-
ersatz. Das ist weder gerecht noch vernünftig, denn dadurch wird ein ver-
erbtes Einfamilienhaus mit höheren Steuern belegt als ein vererbtes Fir-
menimperium im Wert hunderter Millionen Euro. Das wollen wir verändern 
und alle vererbten Vermögen oberhalb der Freibeträge gleich besteuern. 
Die Vermögenssteuer wollen wir für Vermögen ab 25 Millionen Euro mit 
einem Steuersatz von 1 Prozent reaktivieren, der ab 100 Millionen Euro Ver-
mögen auf 2 Prozent und ab 1 Mrd. Euro auf 3 Prozent steigt.“ (Seite 17) 
 

 

 
 

DIE LINKE fordert die Wiedereinführung der Vermögenssteuer und eine 
massive Erhöhung der Erbschafts- und Schenkungssteuer. Im Fokus ste-
hen auch Unternehmensvermögen.  
 
„Die Linke fordert, dass die Vermögensteuer wieder eingeführt wird Damit 
wir nur die reichsten 2,5 Prozent unserer Gesellschaft belasten, fordern wir 
einen Freibetrag für Privatvermögen von einer Million Euro pro Person (ab-
züglich aller Schulden, wie zum Beispiel Hypotheken auf ein Eigenheim). 
Der Freibetrag für Betriebsvermögen liegt bei 5 Millionen Euro. Unser 
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Steuersatz ist progressiv und steigt linear von 1 Prozent bei einem Vermö-
gen von 1 Million Euro auf bis zu 5 Prozent bei einem Vermögen von 50 
Millionen Euro.“  (Seite 10) 
 
„Für diese Superreichen sollen die Steuersätze für Erbschaften und Schen-
kungen erhöht und die persönlichen Freibeträge heruntergesetzt werden. 
‚Normales‘, selbstgenutztes Wohneigentum bleibt freigestellt. Zudem wol-
len wir die Steuersätze vereinheitlichen: Der Eingangssteuersatz ist 6 Pro-
zent und steigt bis auf 60 Prozent ab einem zu versteuernden Erbe von 3 
Millionen Euro (zuzüglich des Freibetrags).“ (Seite 11) 
 

 

Bürokratie abbauen. 
 

 
 

Die CDU/CSU will das Bürokratieaufkommen in der Land- und Forstwirt-
schaft drastisch senken. Angedacht sind Jahresgesetze zum Bürokratieab-
bau. Berichts- und Dokumentationspflichten auf EU-Ebene sollen deut-
lich zurückgefahren werden.  
„Wir sagen Bürokratie den Kampf an: Stoffstrombilanz im Düngerecht, Bo-
dengesetz, Taxonomie. Ein Landwirt muss wieder Landwirt sein können.“ 
(Seite 4) 
„Wir stehen für ein Europa, das sich in die richtige Richtung entwickelt: we-
niger Bürokratie, mehr Wettbewerbsfähigkeit.“ (Seite 5) 
„Unser Land vom Bürokratiewahnsinn heilen. Wir beschließen Jahresge-
setze zum Bürokratieabbau als echte Entrümpelungsgesetze und stärken 
die Bürokratiebremse („One in, two out“). Wo sinnvoll möglich, geben wir 
Gesetzen und Regelungen ein Verfallsdatum.“ (Seite 15) 
„Bei Bürokratie ausmisten. Wir bauen Berichts- und Dokumentations-
pflichten spürbar ab, stellen uns neuen EU-Pflichten frühzeitig entgegen 
und setzen stattdessen auf Marktwirtschaft und Vertrauen. Europarechtli-
che Vorgaben setzen wir national grundsätzlich eins zu eins um und gehen 
nicht über das vorhergesehene Mindestmaß an Regulierung hinaus. Konk-
ret wollen wir auf die Stoffstrombilanz im Düngerecht verzichten, ein EU-
Bodengesetz dauerhaft abwenden und die EU-Taxonomie auch für die 
Land- und Forstwirtschaft entschärfen.“ (Seite 34) 
„Aktionsplan für weniger Bürokratie in Europa. Wir wollen einen sofortigen 
Belastungsstopp für neue und laufende EU-Initiativen, einen EU-Wettbe-
werbsfähigkeits-Check und einen unabhängigen europäischen Normen-
kontrollrat, der die Bürokratiekosten misst und auch die Erfahrungen in den 
Mitgliedstaaten mit der Anwendung des EU-Rechts berücksichtigt.“ (Seite 
52) 
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Die SPD spricht Ansätze zur Reduzierung von Bürokratie an. Für den Ag-
rarsektor nennt die SPD in diesem Zuge allerdings eine GAP-Reform unter 
besonderer Berücksichtigung des Klima- und Umweltschutzes.  
„Für uns ist die Zukunft der Landwirtschaft digital und bürokratiearm. Auch 
deshalb wollen wir Landwirtinnen und Landwirte dabei stärken, die Her-
ausforderungen der Zukunft zu meistern.“ (Seite 53) 
„Wir wollen den Landwirtinnen und Landwirten durch die Reform der Ag-
rarförderung Rückendeckung geben, denn sie stehen am Anfang der land-
wirtschaftlichen Wertschöpfungskette. Ziel ist eine stärkere Honorierung 
und Vergütung von Leistungen, die den Arbeitskräften in der Landwirt-
schaft, den ländlichen Regionen sowie dem Tierschutz zugutekommen.“ 
(Seite 53)  
 

 

 
 

Die FDP spricht sich für eine umfassende Reduktion von Bürokratie, ins-
besondere im Agrarsektor, aus.  
„Wir Freie Demokraten fordern ein sofortiges dreijähriges Moratorium für 
Bürokratie: In dieser Zeit dürfen keine neuen Regularien beschlossen wer-
den, die für Unternehmen zu neuen bürokratischen Belastungen führen, es 
sei denn, sie sind vorher in gleichem Umfang abgebaut worden.“ (Seite 11) 
 

 

 
 

Die Grünen fordern Bürokratie zu überprüfen, halten aber an einigen Be-
richtspflichten fest. Angestrebt werden einzelne „Vereinfachungen“. 
„Gerade die kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) leiden besonders 
unter aufwendiger Bürokratie und oft zu komplizierten Regeln. Die Be-
schleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren haben wir maßgeblich durch 
das Abschaffen bürokratischer Hürden wie Anträge für einzelne Stecker er-
möglicht. Den gleichen Weg müssen wir in allen Bereichen gehen. Mit dem 
Praxischeck haben wir dafür ein pragmatisches und erfolgreiches Instru-
ment zum Abbau unnötiger Bürokratie in Deutschland eingeführt, das wir 
in der nächsten Legislatur skalieren werden.“ (Seite 10) 
„Die Auswirkungen der Klimaerhitzung, des Insektensterbens und unseres 
Umgangs mit gesunden Böden sind zentrale Herausforderungen für unsere 
Ernährungssicherheit. Zukunftsfeste Landwirtschaft stellt sich diesen Her-
ausforderungen. Dafür braucht es neben mehr Wertschätzung auch genü-
gend Wertschöpfung. Unnötige Bürokratie werden wir aktiv abbauen, 
ohne notwendige Standards im Umwelt- und Verbraucherschutz abzu-
bauen.“ (Seite 28) 
„Die Wettbewerbsposition von Landwirt*innen gegenüber anderen Akteu-
ren der Wertschöpfungskette soll gestärkt werden. Deswegen führen wir 
das Gebot des Kaufs zu kostendeckenden Preisen entlang der gesamten Le-
bensmittelkette ein und verankern verbindliche schriftliche Verträge im Ag-
rarorganisationen- und Lieferkettengesetz. Wir wollen eine kartellrechtli-
che Prüfung, um auch im oligopolen Lebensmittelhandel faire Erzeuger-
preise und Wettbewerb zu sichern.“ (Seite 28) 
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Die AfD spricht sich grundsätzlich für eine Entbürokratisierung aus. Aus 
dem Wahlprogramm wird jedoch nicht deutlich, mit welchen Maßnah-
men eine Entbürokratisierung im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
erreicht werden soll.  
„Strangulierende Bürokratie und wettbewerbsverzerrende Vorschriften re-
duzieren wir durch:  

• Abschaffung von Lieferkettensorgfaltsgesetz und EU-Lieferketten-

richtlinie (…) 

• Abbau der Nachhaltigkeitsberichterstattung (…) 

• drastische Reduzierung von Vorschriften, Berichts- und Dokumenta-

tionspflichten für Mittelstand und Landwirte (…)“ (Zeilen 297 ff.)  

 
„Die AfD wird den Landwirten wieder mehr unternehmerische Entschei-
dungsfreiheit zurückgeben. Wir setzen uns für faire Erzeugerpreise und eine 
bessere Marktstellung u.a. durch Direktvermarktung ein. Die völlig aus 
dem Ruder gelaufene Bürokratie und Überregulierung fahren wir Schritt für 
Schritt zurück, um die bäuerlichen Betriebe umfangreich zu entlasten.“ (Zei-
len 1408 ff.) 
 

 

 
 

Das BSW fordert Bürokratieabbau und setzt die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung aus. Das Lieferkettengesetz soll reformiert werden, um KMU 
zu entlasten.  
„Statt einer Bürokratie, die unnötige Kosten verursacht und Unternehmen 
gängelt, sollte sich die EU auf die Aufgaben konzentrieren, die National-
staaten allein kaum leisten können.“ (Seite 8) 
„Die deutsche Wirtschaft leidet unter einer Rekordbürokratie.“ (Seite 18) 
„Nach aktuellen Schätzungen schmälert Bürokratie unsere Wirtschaftsleis-
tung um 146 Milliarden Euro pro Jahr. Den Abbau von Bürokratie sehen wir 
als wichtigen Schlüssel für Wachstum und Innovation. Wir werden uns ve-
hement dafür einsetzen, unnötige Regeln, Auflagen und Prozesse abzu-
bauen und Verfahren zu vereinfachen.“ (Seite 18) 
„Ein großer Teil der bürokratischen Lasten hat in den letzten Jahren ihren 
Ursprung im EU-Recht. Wir lehnen die Übererfüllung von EU-Standards bei 
der Umsetzung in nationales Recht ab. EU-Auflagen, die Unternehmen 
übermäßig belasten, deren Nutzen jedoch fragwürdig ist, sollten nicht 
mehr in nationales Recht übernommen werden.“ (Seite 18) 
„Als Sofortmaßnahme werden wir die Pflicht zur sog. Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung sofort aussetzen und uns für eine Reform des Lieferketten-
gesetzes einsetzen, um das Verhältnis von Nutzen zu Aufwand zu verbes-
sern.“  (Seite 18) 
„Ziel ist es, den unternehmerischen Freiraum zu erweitern und damit Inno-
vationen zu fördern.“ (Seite 18) 
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DIE LINKE fordert eine Entbürokratisierung insbesondere bei der Bean-
tragung von EU-Fördermitteln durch Vereinfachung und Digitalisierung.  
„Landwirt*innen müssen für Fördergelder aber oftmals unnötig komplexe 
und teilweise redundante Anträge ausfüllen und sie an verschiedene Lan-
des-, Bundes- und EU-Behörden verschicken. Wir wollen die Beantragung 
von Fördermitteln EU-weit vereinfachen und digitalisieren, damit Land-
wirt*innen weniger Zeit am Schreibtisch verbringen müssen.“ (Seite 42) 

 

Wettbewerbsfähigkeit sichern und Digitalisierung fördern. 

 
 
 

Die CDU/CSU fordert das Vorantreiben der Digitalisierung mit KI- und 
Cloudanwendungen. Die Verwaltungsdigitalisierung soll weiter voran-
schreiten, es soll ein Bundesdigitalministerium eingerichtet werden.  
„Wir treiben mit Digitalisierung sowie souveränen KI- und Cloudanwendun-
gen die Re-Industrialisierung unseres Landes voran. Zukunftstechnologien 
brauchen Freiräume, der Staat braucht klare Zuständigkeiten. Dazu richten 
wir ein Bundesdigitalministerium ein.“ (Seite 2) 
„Die Governance für Digitalisierung straffen. Wir bündeln die Verantwor-
tung für Infrastruktur, Datenpolitik, KI, Plattformen und digitale Dienste, 
Verwaltungsdigitalisierung und modernes Regierungshandeln. Dazu rich-
ten wir ein Bundesdigitalministerium ein.“ (Seite 28) 
 

 

 
 

Es gibt Erwähnungen zur Digitalisierung von Verwaltungsprozessen, aber 
es fehlen konkrete, praxisnahe Maßnahmen speziell im Bereich E-Recht 
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 
„In Deutschland dauern viele Planungs- und Genehmigungsverfahren zu 
lange. Die Bundesregierung hat im letzten Jahr mit den Ländern einen 
Deutschlandpakt zur Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleu-
nigung vereinbart: Höhere Geschwindigkeit und weniger Bürokratie für 
mehr wirtschaftliches Wachstum sind das Ziel. Diesen Weg werden wir kon-
sequent weitergehen. Auch auf nationaler und EU-Ebene werden wir den 
Abbau von Bürokratie etwa durch Zusammenführung, Vereinfachung und 
Digitalisierung von Dokumentations- und Berichtspfichten vorantreiben. 
Neue Gesetze müssen einem Praxischeck unterzogen werden. Beim Abbau 
von Bürokratie nutzen wir die Chancen der Digitalisierung.“ (Seite 9) 
„Beim Bürokratieabbau achten wir darauf, dass (…) Ziele des ökologischen 
Wandels nicht gefährdet werden. Um weitere konkrete Möglichkeiten des 
Bürokratieabbaus zu ermitteln, wird ein sozialdemokratischer Bundeskanz-
ler eine Konferenz mit Vertreterinnen und Vertretern von Wirtschaft und 
Verwaltung durchführen.“ (Seite 9)  
 

 

 
 

Das Programm enthält klare Aussagen zur Verbesserung des E-Rechts und 
zur Digitalisierung von Prozessen.  
„Das Querschnittsthema Digitalisierung, das alle Ressorts betrifft und über-
all Ressourcen bindet, sollte in einem Digitalisierungsministerium zusam-
mengefasst werden.“ (Seite 36) 
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„Wir stehen für eine digitale und bürgerfreundliche Verwaltung, die aufge-
schlossen für technische Neuerungen ist. Auch hier wollen wir überlap-
pende Behörden reduzieren. Mit modernen Technologien wie der Deutsch-
landID als das digitale Bürgerkonto sowie KI-gestützten Verwaltungsassis-
tenten verschlanken und modernisieren wir die Strukturen.“ (Seite 37) 
„Weniger Bürokratie, mehr Digitalisierung – für eine zukunftsfähige Ver-
waltung.“ (Seite 37) 
Wir Freie Demokraten fordern die Einführung einer Once-only-Garantie 
und eines Rechtsanspruchs auf digitale Verwaltungsleistungen. Außerdem 
wollen wir alle relevanten Register, wie z.B. Melderegister, Unternehmens-
register und Gesundheitsregister, vollständig digitalisieren und vernetzen. 
Damit werden wir Verwaltungsprozesse deutlich beschleunigen und verein-
fachen.“ (Seiten 37 und 38) 
 

 

 
 

DIE GRÜNEN fordern eine Digitalisierung der Verwaltung. Zentrale öffent-
liche Dienstleistungen sollen gebündelt werden, Notarpflichten verein-
facht und reduziert werden.  
„Bei jeder Gesetzgebung muss die einfache Umsetzbarkeit im Vordergrund 
stehen. Ein wesentliches Mittel für den Bürokratieabbau ist die Digitalisie-
rung der Verwaltung: Wir wollen, dass zentrale öffentliche Dienstleistun-
gen für Unternehmen an einer Stelle gebündelt werden und Daten nur ein-
mal eingereicht werden müssen. Die Notarpflichten werden wir vereinfa-
chen und reduzieren, um so Kosten zu senken und Zeit zu sparen. Damit 
mehr Unternehmen von den KMU-Ausnahmeregeln profitieren können, 
werden wir die Schwellenwerte für die Definition von KMU anheben.“ (Seite 
10) 
 

 

 
 

Das Wahlprogramm der AfD enthält keine klaren Aussagen zum Thema 
E-Recht im Bereich der Land- und Forstwirtschaft. 
„Die Digitalisierung ist aus der modernen Gesellschaft nicht mehr wegzu-
denken. Sie bestimmt fast alle Lebensbereiche, übernimmt Regelaufgaben 
und demokratisiert Informationsaustausch. Die AfD begrüßt diese Entwick-
lung. Als freiheitliche Partei wendet sich die AfD allerdings gegen jede An-
wendung der Digitalisierung, die totalitäre Strukturen befördert. Aus die-
sem Grund hat Datenschutz für uns einen hohen Stellenwert. Als Partei zur 
Wahrung des Rechts und der Demokratie fordert die AfD die Umsetzung 
rechtsstaatlicher Prinzipien auch im Bereich der Digitalisierung.“ (Zeilen 
563 ff.)  
 

 

 
 

BSW plant, Europarecht teils nicht umzusetzen, was hohe Vertragsstrafen 
riskieren könnte. Ein Konzept für eine bürokratiearme Umsetzung fehlt. 
Die Forderungen führen zu einem fragmentierten Binnenmarkt, was für 
die Land- und Forstwirtschaft nachteilig wäre. Die Agrarpolitik soll natio-
nal und regional ausgerichtet sein, Billigimporte verhindern und Landwir-
ten stabile Preise sichern. 
„Wir wollen eine Agrarpolitik, die stärker national und regional ausgerich-
tet ist. Landwirtschaft dient zuerst der Ernährungssicherung im eigenen 
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Land. Es muss verhindert werden, dass Billigimporte aus dem Ausland die 
Lebens- und Futtermittel verdrängen, die in Deutschland produziert wer-
den. Landwirte erwarten zu Recht stabile und auskömmliche Preise, von de-
nen sie leben und mit denen sie planen können.“  (Seite 19) 
 

 

 
 

Das Wahlprogramm enthält keine Aussagen zum Thema E-Recht im Be-
reich der Land- und Forstwirtschaft. Mit Blick auf die Wettbewerbsfähig-
keit spricht sie sich auf internationaler Ebene jedoch für den Schutz des 
Binnenmarktes aus und erteilt Billigimporten aus Drittländern eine klare 
Absage.  
„Landwirtschaft im Einklang mit der Natur: Das geht nur, wenn die hohen 
Produktionsstandards der heimischen Agrarwirtschaft vor billigen Impor-
ten aus Drittländern, die unseren Standards nicht entsprechen, geschützt 
werden. Freihandelsabkommen zeigen in die falsche Richtung. Es braucht 
eine eindeutige Herkunftskennzeichnung von Lebensmitteln.“  
(Seite 42) 
 

 

Autonomie fördern – innovative Technologien voranbringen. 
 

 
 
 

Innovative Technologie in der Land- und Forstwirtschaft sollen besonders 
gefördert werden. Deutschland soll als Innovations- und Technologie-
standort gestärkt werden.  
„Die Land- und Forstwirte können sich auf uns verlassen: Wir unterstützen 
innovative Technologien und nachhaltige Bewirtschaftung.“ (Seite 4) 
„Moderne Pflanzenzüchtung. Wir sorgen dafür, dass sich Digitalisierung, 
Präzisionslandwirtschaft und Pflanzenzüchtung entfalten können. Die Re-
gulierung neuer Züchtungstechnologien muss praxistauglich sein. Moderne 
Instrumente der Züchtung wie „Smart Breeding“ unterstützen wir.“ (Seite 
35) 
 

 

 
 

Die SPD betont mehrfach, innovative Technologien voranzutreiben und 
sieht Digitalisierung als wichtigen Baustein für die Zukunft der Landwirt-
schaft. 
„Statt neuer Förderprogramme wird in Zukunft stärker auf eine unkompli-
zierte Steuerprämie gesetzt, um Zukunftsinvestitionen zu unterstützen.“ 
(Seite 8) 
„Die erfolgreichen Förderprogramme wie GRW oder GAK für die regionale 
Wirtschaft werden fortgeführt.“ (Seite 8) 
 

 

 
 

Die FDP betont Technologieoffenheit und Innovationsförderung in der 
Landwirtschaft durch biotechnologische Verfahren und Digitalisierung. 
„Wer digitale Technologien nutzt, wird von Dokumentationspflichten und 
Auflagen befreit. Wir werden Innovationsgeist und Fortschritt belohnen, 
statt durch kleinteilige Vorschriften in die betrieblichen Abläufe hineinzure-
gieren.“ (Seite 44) 
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„Zulassungsprozesse von Pflanzenschutzmitteln werden wir vereinfachen 
und beschleunigen.“ (Seite 44) 
 
 

 

 
 

Die Grünen fordern Unterstützung nur sehr gezielt. NGT und ähnliche 
moderne Ansätze werden kritisch betrachtet. 
„Wir sorgen dafür, dass Deutschland und Europa bei den Innovationen der 
Zukunft vorn mit dabei sind.“ (Seite 9) 
„Durch eine stärkere Offenheit und Förderung in Schlüsselbereichen wie KI, 
Quantentechnologie, Mikrochips, Biotechnologie, Robotik und Raumfahrt 
wollen wir wettbewerbsfähig bleiben und globale Trends mitgestalten kön-
nen.“ (Seite 14) 
 

 

 
 

Das Wahlprogramm der AfD lehnt Subventionen von Techniken grund-
sätzlich ab. Sie setzt darauf, dass der Markt den Erfolg bzw. Misserfolg 
von Technologien selbst regelt. Für die Land- und Forstwirtschaft kann 
dies keinesfalls überzeugen, da sich die Betriebe in der Regel hoher In-
vestitionskosten gegenübergestellt sehen.  
„Die AfD lehnt Subvention von Techniken ab. Die staatliche Planung versagt 
regelmäßig gegenüber dem Markt und schadet unserer Innovationskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit, wie es z.B. der Niedergang der deutschen So-
larindustrie, der e-Mobilität, das Verbrennerverbot und das Heizungsgesetz 
zeigen. Techniken, welche der strategischen Unabhängigkeit dienen, sollen 
vom Staat direkt finanziert werden.  Technologien, die den Bedürfnissen der 
Bevölkerung entsprechen, setzen sich von selbst durch, wie das Internet, 
Smartphones und der motorisierte Individualverkehr beweisen.  Produkti-
onsstandorte entwickeln sich dort, wo Regulierungen, Infrastruktur, Bil-
dung und Kosten eine marktfähige Fertigung ermöglichen.“ (Zeilen 3028 ff.) 
 

 

 
 

BSW möchte zwar einige Technologien offen fördern (Energiebereich) 
lehnt Gentechnik und Patentschutz aber strikt ab. 
„Statt den Einsatz ineffizienter Technologien mit hohen Summen zu subven-
tionieren, sollte mehr getan werden, um die Erforschung und Entwicklung 
neuer klimaschonender Technologien zu fördern. Der größte Beitrag zum 
Klimaschutz, den ein Hochtechnologie- und Industrieland wie Deutschland 
leisten kann, besteht in der Entwicklung von Innovationen und Zukunfts-
technologien für eine ressourcenschonende, klimaneutrale und umweltver-
trägliche Wirtschaft.“ (Seite 12) 
„Der Staat hat eine Verantwortung, Industrien aus strategischen Gründen 
zu erhalten und umzubauen sowie technologieoffen Innovation für gesell-
schaftlich erwünschte Ziele (Klima- und Umweltschutz, Einsparung an Res-
sourcen, Kreislaufwirtschaft) zu fördern und zu unterstützen. Die Innovati-
onskraft in Deutschland hat sich im internationalen Vergleich zuletzt deut-
lich verschlechtert. Diesen Abwärtstrend wollen wir aufhalten und umkeh-
ren. Wir wollen die Ausgaben für Forschung und Entwicklung deutlich stei-
gern.“ (Seite 13) 
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Das Wahlprogramm enthält keine klaren Aussagen zur Förderung inno-
vativer Technologien im Bereich der Land- und Forstwirtschaft.  
„Die Bundesregierung muss Forschung zu sozialen und ökologischen Aus-
wirkungen digitaler Technologien stärker fördern, damit wir informiert und 
demokratisch darüber entscheiden können, welche Technologien uns als 
Gesellschaft voranbringen und welche nicht hilfreich sind.“ (Seite 58) 
 

 

Leistungen anerkennen – Klimaschutz belohnen. 

 
 

Ökosystemleistungen sollen besonders honoriert werden. 
„Ökosystemleistungen honorieren. Wir unterstützen Land- und Forstwirte, 
Waldbesitzer, Jäger und Fischer dabei, die Ökosysteme und ihre Leistungen 
zu erhalten. Ein Ansatz ist der Naturschutz auf Zeit, der im Einklang mit 
allen Nutzergruppen aufgesetzt wird.“ (Seite 23) 

 

 
 

Die SPD spricht sich grundsätzlich für eine stärkere finanzielle Anerken-
nung von Klimaschutzleistungen in der Landwirtschaft aus. Daneben ist 
die Rede davon, dass die Anpassung gesetzlicher Rahmenbedingungen 
„unerlässlich“ ist. Dies könnte weitere Eingriffe in die Bewirtschaftungs-
freiheit der Betriebe bedeuten.  
„Um Natur und Ökosysteme im Einklang mit europäischen und internatio-
nalen Verpflichtungen zu schützen, braucht es effektive Maßnahmen in be-
stehenden Schutzgebieten und die Vernetzung ökologisch wertvoller Flä-
chen. Wir wollen eine Flächenplanung, die Wildnis- und Kulturlandschaften 
und heimische Arten schützt und ein konfliktfreies Miteinander von Land- 
und Energiewirtschaft, Tourismus, Industrie, Wohnen und Naturschutz er-
möglicht. Mittel aus dem Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz und 
dem Naturschutzfonds sollen flächendeckend eingesetzt werden, um Wäl-
der, Moore, Flussauen oder Stadtgrün zu schützen.“ (Seite 53)  
„Wir sind sicher, dass man auch im konventionellen Bereich mit kluger 
Landwirtschaft gut und nachhaltig arbeiten kann: bodenschonend, tier-
wohlgerecht, klimaangepasst. Wir wollen es leichter machen, das zu tun.“ 
(Seite 54) 
„Angesichts der Klima- und Biodiversitätskrise ist es unerlässlich, die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen anzupassen, um die vielfältigen Ökosys-
temleistungen unserer Wälder auch für kommende Generationen zu si-
chern.“ (Seite 54)  
 

 

 
 

Klimaschutzmaßnahmen sollen durch Belohnungssysteme und Zertifi-
kate honoriert werden. Innovationen im Klimaschutz werden gefördert.  
„Wir Freie Demokraten wollen die europäischen Klimaziele sicher und so 
kostengünstig wie möglich erreichen. Dabei setzen wir auf einen einheitli-
chen europäischen Emissionshandel. (Seite 38) 
„Den klimaresilienten Waldumbau mit standortgerechten, auch nicht-hei-
mischen Baumarten unterstützen wir, denn bewirtschaftete Wälder 
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schützen unser Klima, schaffen Arbeitsplätze im ländlichen Raum und re-
duzieren Rohstoffabhängigkeiten. Sämtliche Nutzung von Holz aus nach-
haltiger Bewirtschaftung ist klimaneutral und muss auch rechtlich so be-
handelt werden.“ (Seite 45) 
„Wir Freie Demokraten werden ein aktives Bestandsmanagement von un-
ter anderem Wolf und Kormoran durch Bejagung einführen.“ (Seite 45) 
„Wir Freie Demokraten erkennen den gelebten Natur- und Artenschutz von 
Landwirten, Jägern und Anglern an.“ (Seite 45)  
 

 

 
 

Leistungen zugunsten der Natur sollen honoriert werden. Zudem soll je-
doch auch der Einsatz von Pflanzenschutzmittel bis 2030 EU-weit halbiert 
werden. Auch ist eine „Pestizidabgabe“ vorgesehen.  
„Der Pestizideinsatz soll EU-weit bis 2030 halbiert werden, um die EU-
Farm-to-Fork-Strategie umzusetzen. Wir setzen hier auf Innovation, Digita-
lisierung sowie einkommenswirksame Honorierungen von Umweltleistun-
gen. Und wir setzen auf marktwirtschaftliche Lösungen wie eine Pestizidab-
gabe, die wirksam und unbürokratisch ist. Außerdem schaffen wir genü-
gend geschützte Rückzugsräume für die Natur. Wir bringen Agroforstsys-
teme raus aus der Nische und rein in die Fläche. Wir unterstützen die Land-
wirt*innen dabei, hier Bäume und Ackerkultur zu kombinieren.“ (Seite 28) 
 

 

 
 

Die AfD sieht in der Umsetzung des Green Deal eine Deindustrialisierung 
und Naturzerstörung. Die Agrarförderung soll die Leistungen der Betriebe 
und Genossenschaften widerspiegeln.  
„Unter dem Deckmantel der sogenannten Klimaschutzpolitik richten sich 
Lobbyinteressen gegen eine vernunftgesteuerte und auf regionale Bedürf-
nisse ausgerichtete Umwelt- und Landwirtschaftspolitik. Durch Implemen-
tierung des „Green Deal“ wird eine milliardenschwere Umverteilungsma-
schinerie in Gang gesetzt, die zu Deindustrialisierung und Naturzerstörung 
führt. Das schadet Bürgern, Umwelt und Landwirtschaft. Dabei wird das 
Selbstbestimmungsrecht Deutschlands weiter unterlaufen. Die AfD setzt 
sich dafür ein, die Unabhängigkeit der Landwirte zu stärken und marktwirt-
schaftliche Prinzipien wieder in den Vordergrund zu rücken.“ (Zeilen 1396 
ff.)  
 
„Die Agrarförderung muss die Leistungen von Familienbetrieben und Ge-
nossenschaften berücksichtigen sowie die Hofnachfolge vereinfachen. Die 
Landwirtschaft ist zu entbürokratisieren, um die Bauern zu entlasten. We-
der deutsche noch EU-Behörden sollen sich in deren Wirtschaftsweise ein-
mischen, wie etwa bei der Wahl der Fruchtfolge.“ (Zeilen 1422 ff.) 
 

 

 
 

Im Wahlprogramm des BSW wird der Aspekt Honorierung von Ökosys-
temleistungen nicht explizit erwähnt. Umweltauflagen sollen eine „un-
bürokratische Förderung“ erhalten.  
„Bei Umweltauflagen sind Landwirte einzubeziehen und Kompromisse 
durch angemessene Übergangszeiträume und unbürokratische 
Förderungen zu finden.“ (Seite 19) 



 

 
14 

 

„Biogasanlagen wollen wir einvernehmlich mit unseren Landwirten betrei-
ben und damit eine ergänzende Einnahmequelle für landwirtschaftliche Be-
triebe erreichen. Entsprechende Nutzpflanzen dürfen dabei nicht in Konkur-
renz zur Lebensmittelproduktion geraten.“  (Seite 11) 
 

 

 
 

Die LINKE setzt auf eine Reduzierung des Einsatzes von Pflanzenschutz-
mittel um mindestens 50 % bis zum Jahr 2030. Agrarbetriebe sollen beim 
ökologischen Umbau „unterstützt“ werden.  
„Glyphosat und Neonikotinoide verbieten. Bis 2030 soll der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln um mindestens 50 Prozent verringert werden. Wir 
wollen Transparenz und ein strenges Regelwerk für die Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln. Durch eine ambitionierte Pestizidreduktions-Strate-
gie und die Entwicklung von Düngemittelalternativen unterstützen wir die 
Agrarbetriebe beim ökologischen Umbau.“ (Seite 42) 
 

 

Ländliche Räume stärken - Infrastruktur ausbauen. 
 

 
 
 

Ländliche Räume sollen derart entwickelt werden, dass gleichwertige Le-
bensverhältnisse realisiert werden. Der Breitband- und Mobilfunknetz-
ausbau soll weiter vorangebracht werden.  
„Den Ausbau hochleistungsfähiger Breitband- und Mobilfunknetze bringen 
wir weiter in die Fläche, gerade auch in den ländlichen Raum. Die noch be-
stehenden Hindernisse beseitigen wir. Mit Glasfaser machen wir unsere 
Netze zukunftsfest. Dazu setzen wir auf mehr Wettbewerb, Kooperations-
modelle und eine verlässliche Förderung. Wir wollen schnellstmöglich ein 
wirksames Beschleunigungs-Gesetz auf den Weg bringen und den Geneh-
migungsturbo zünden. Dazu gehört insbesondere, bis zur Erreichung aller 
Ausbauziele sowohl den Mobilfunk als auch den Glasfaserausbau in das 
überragende öffentliche Interesse zu stellen.“ (Seite 28) 
„Ländliche Räume entwickeln, gleichwertige Lebensverhältnisse realisie-
ren. Dazu nutzen wir die Raumplanung stärker. Wir können Ballungsräume 
entlasten, wenn wir die Verkehrswege und den Nahverkehr bedarfsgerecht 
ausbauen. Insbesondere die „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Re-
gionalen Wirtschaftsstruktur“ bleibt dafür das Leitinstrument.“ (Seite 75) 
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Die SPD legt großen Wert auf die Förderung ländlicher Räume, mit 
Schwerpunkt auf Infrastruktur, Digitalisierung und Mobilitätslösungen. 
„Wir werden ländliche Räume stärken, indem wir Breitbandinternet aus-
bauen und nachhaltige Mobilitätslösungen schaffen und fördern. Kleine 
Städte entwickeln wir als Ankerpunkte für wirtschaftliche, kulturelle und so-
ziale Netzwerke, um regionale Entwicklung zu fördern.“ (Seite 52) 
„Wir fördern regionale Wirtschaftsstrukturen, stärken Wertschöpfungsket-
ten und schaffen faire Arbeitsbedingungen. Damit sichern wir Arbeitsplätze 
und stärken die Stabilität ländlicher Regionen.“ (Seite 52) 
„Mobilität ist eine wichtige Voraussetzung, um gleichwertiger Lebensver-
hältnisse gewährleisten zu können. Dafür stärken wir (Ruf-)Busse und Bahn 
im ländlichen Raum und in der Stadt. Dabei wissen wir, dass das Auto für 
viele vor allen in ländlichen Regionen unverzichtbar ist. 
Um leerstehende Gebäude im ländlichen Raum wieder nutzbar zu machen 
und damit die Attraktivität und Wirtschaftskraft dieser Regionen zu stär-
ken, brauchen wir eine umfassende Leerstand-Strategie für den ländlichen 
Raum. Durch gezielte Förderprogramme und Anreize sollen Kommunen 
und private Eigentümer motiviert werden, leerstehende Immobilien in 
Wohn- oder Gewerberaum umzuwandeln.“ (Seite 52 und 53)  
 

 

 
 

Die FDP plant gezielte Investitionen in ländliche Räume, insbesondere in 
digitale Infrastruktur und Verkehrswege. 
„Eine moderne und leistungsfähige Infrastruktur ist der Schlüssel für 
Wachstum und Wohlstand. Brücken, Straßen, Schienen und Flughäfen 
schaffen echte Mehrwerte im Alltag der Menschen. Unser Ziel ist, die Pla-
nungszeiten für alle Infrastrukturprojekte mindestens zu halbieren. Das gilt 
auch für den digitalen Raum. Ohne eine leistungsfähige digitale Infrastruk-
tur funktioniert unser Land nicht. Veraltete Strukturen werden wir überwin-
den. Landwirte respektieren wir als Unternehmer. Wir werden die Agrarpo-
litik stärker am unternehmerischen Handeln der Landwirte ausrichten. 
Durch den Fokus auf Produktivitätssteigerung und Innovationen statt inef-
fektiver Subventionen machen wir Landwirte unabhängig von staatlichen 
Zuwendungen.“ (Seite 38) 
 

 

 
 

Die Grünen setzen auf den Ausbau des ländlichen ÖPNV, Digitalisierung 
und nachhaltigen Infrastrukturausbau. Sie möchten den öffentlichen Ver-
kehr auf dem Land als klimafreundliche Alternative zum Auto stärken und 
den Ausbau von Glasfaser sowie eine bessere Verkehrsinfrastruktur vo-
rantreiben.  
„Die Tatkraft und Innovationsfähigkeit der Handwerksbetriebe, der Selbst-
ständigen und Freiberufler*innen sowie der KMU sind Motor unserer Wirt-
schaft. Sie treiben den Klimaschutz voran und sorgen gerade in ländlichen 
Räumen für Arbeitsplätze und Stabilität. Der Entfaltung dieser Kraft wollen 
wir Rückenwind geben.“  (Seite 14) 
 
„Wir wollen, dass alle in Stadt und Land günstig, sicher und klimafreundlich 
unterwegs sein können, egal mit welchem Verkehrsmittel. Mobil auf dem 
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Land setzt vielerorts ein eigenes Auto voraus. Wir wollen den öffentlichen 
Verkehr so entwickeln, dass er auch auf dem Land eine alltagstaugliche Al-
ternative zum Auto wird.“ (Seite 24) 
 
„Auch regionale Produkte sind bei immer mehr Verbraucher*innen gefragt. 
Deshalb wollen wir landwirtschaftliche Betriebe mit dem regionalen Le-
bensmittelhandwerk zusammenbringen – beispielsweise mit der Förderung 
regionaler Wertschöpfungsketten.“ (Seite 28) 
 

 

 
 

Die AfD fordert, die deutsche Infrastruktur zu modernisieren. Das Wahl-
programm enthält gleichwohl keine Aussagen, inwieweit die Infrastruk-
tur im Bereich der Land- und Forstwirtschaft gezielt verbessert werden 
könnte.  
„Die deutsche Infrastruktur modernisieren wir durch:   

• planvolle, kontinuierliche Sanierung von Straßen, Schienenwegen und 

Brücken  

• Beschleunigung notwendiger Neuinvestitionen durch Vereinfachung 

von Planungs- und Genehmigungsverfahren 

• Beschleunigung des Aufbaus der digitalen Infrastruktur  

• Vorantreiben der Digitalisierung der Verwaltung (…).“ (Zeilen 308 ff.) 

 

 

 
 

Der BSW setzt auf klein strukturierte ländliche Räume und regionale 
Wertschöpfung. Auch die Infrastruktur soll ausgebaut werden, jedoch ist 
unklar, wie und mit welcher Priorität dies erfolgen soll. Beim Infrastruk-
turausbau wird der ländliche Raum nicht explizit genannt. 
„Wir setzen auf regionale Wirtschaftskreisläufe mit kurzen Lieferwegen. 
Das macht uns nicht nur unabhängiger vom Weltmarkt, sondern stärkt 
auch den ländlichen Raum durch die Ansiedlung und den Erhalt von kleinen 
und mittelgroßen Molkereien, Schlachtereien und Lebensmittelläden. So 
kommen Landwirte auf Augenhöhe mit den Verhandlungspartnern und kli-
maschädliche Transporte entfallen.“  (Seite 19) 
 

 

 
 

DIE LINKE fordert, die deutsche Infrastruktur zu modernisieren und ins-
besondere auch regionale Wirtschaftskreisläufe zu stärken.  
 
„Wir wollen eine aktive Strukturpolitik und Infrastrukturinvestitionen, um 
Regionen außerhalb der Metropolen attraktiver zu machen und der Ver-
ödung ländlicher Regionen entgegenzuwirken.“ (Seite 9) 
 
„Regionale Wirtschaftskreisläufe: Aufbau regionaler Schlacht- und Verar-
beitungskapazitäten, die Unterstützung regionaler Marketinginitiativen, 
Bürgerräte sowie täuschungssichere staatliche Regionalsiegel.“ (Seite 41) 
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Position zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). 
 

 
 

Die CDU/CSU fordert, dass das EU-Agrarbudget weiterhin gut 
ausgestattet die GAP drastisch vereinfach und Gold-Plating gesetzlich 
unterbunden wird.  
„EU-Bürokratie kleinhalten. Mit einem Gesetz gegen Draufsatteln – „Anti-
Gold-Plating-Gesetz“ – nehmen wir Regelungen zurück, die über europäi-
sches Recht hinausgehen, und unterbinden künftig jegliche Übererfüllung. 
Parallelregulierungen auf europäischer und nationaler Ebene lehnen wir 
ab.“ (Seite 15) 
„Wir machen uns in Brüssel dafür stark, dass das Agrarbudget gut ausge-
stattet bleibt. Unser Ziel ist zudem, die Gemeinsame Agrarpolitik für die 
Bäuerinnen und Bauern im Sinne von Bürokratieabbau, Transparenz und 
Effizienz massiv zu vereinfachen und praktikabel auszugestalten, was auch 
viele kleinteilige Kontrollen überflüssig macht. Zudem müssen Bagatell-
grenzen ausgeweitet werden. Die Ziele von Wettbewerbsfähigkeit, Ernäh-
rungssicherheit, des Umwelt- und Klimaschutzes sowie der ländlichen Ent-
wicklung und Agrarstruktur sind für uns gleichrangig.“ (Seite 34) 
„Planungssicherheit geben. Wir sorgen dafür, dass die Finanzierung der 
„Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ sichergestellt wird.“ (Seite 3 und 4) 
 

 

 
 

Die SPD möchte die GAP-Regularien grundlegend vereinfachen und stär-
ker auf den Klima- und Umweltschutz ausrichten.  
„Mit der neuen GAP-Förderperiode ab 2028 wollen wir all jene stärker un-
terstützen, die die Ressourcen Wasser, Boden und Luft schonen, zum Erhalt 
der Artenvielfalt beitragen und Maßnahmen zum Klimaschutz und Klima-
anpassung durchführen. Den Übergang wollen wir 
schrittweise vollziehen. Die Regularien der GAP sind grundlegend zu verein-
fachen.“ (Seite 54) 

 

 
 

Die FDP drängt auf EU-Ebene auf die Rücknahme bremsender Regulie-
rungen und die stärkere Förderung von Produktivität und Technologie.  
„Zwecklose und unverhältnismäßige Dokumentationspflichten und Aufla-
gen schaffen wir ab. Auf EU-Ebene drängen wir weiter auf die Rücknahme 
bremsender Regulierung. In der neuen Förderperiode der Gemeinsamen 
EU-Agrarpolitik ab 2027 sollen Produktivität und Technologien stärker ge-
fördert werden.“  (Seite 44) 
 

 

 
 

DIE GRÜNEN sehen in der GAP die finanzielle Basis für den Schutz der 
natürlichen Grundlagen.  
„Die Landwirtschaft bekommt große finanzielle 
Unterstützung, insbesondere die Gelder aus der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP). Sie muss die finanzielle Basis für den Schutz der natürlichen 
Grundlagen werden. Für die anstehende Neugestaltung ab 
2027 gilt für uns: öffentliche Gelder für öffentliche 
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Leistungen.“ (Seite 28) 
 

 

 
 

Die AfD lehnt die GAP gesamtheitlich ab.  
„Eine sach- und leistungsgerechte Vergütung der Landwirte, landwirt-
schaftliche Nutztierhalter und Nahrungsmittelproduzenten muss generati-
onengerecht gesichert sein. Dies kann nur mit mehr Selbständigkeit und 
ohne EU-Verordnungswahn geschehen. Die Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP)lehnen wir aus diesem Grund auch ab.“ (Zeilen 1403 ff.) 
 

 

 
 

Das BSW fordert eine Agrarpolitik, die stärker national und regional 
ausgerichtet ist. Darüber hinaus fordert das BSW die Einbeziehung der 
Landwirte bei Umweltauflagen und unbürokratische Förderungen.  
„Wir wollen eine Agrarpolitik, die stärker national und regional 
ausgerichtet ist.“ (Seite 19) 
„Ziel müssen umwelt-, boden- und klimaschonende Agrartechniken und 
Anbausysteme sein, die die Ernährungssicherung erhalten und die 
Wirtschaftlichkeit der Betriebe nicht gefährden.“ (Seite 19) 
 

 

 
 

DIE LINKE will Berichtswesen und Antragstellung vereinfachen und unter-
stützt die Verknüpfung von Landwirtschaftsförderungen an hohe Um-
weltstandards.  
„Berichtswesen und Antragstellung vereinfachen: Hohe Umwelt- und Ver-
braucherschutzstandards in der Landwirtschaft sind uns wichtig. Sie müs-
sen regelmäßig überprüft werden. Das Prinzip, Landwirtschaftsförderung 
an hohe Umweltstandards zu knüpfen, ist richtig.“ (Seite 42) 
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Ernährungssicherheit gewährleisten. 
 
 

 
 

Die CDU/CSU fordert eine Entlastung der landwirtschaftliche Betriebe 
zugunsten der Ernährungssicherheit.  
„Unsere Landwirtinnen und Landwirte wirtschaften umweltfreundlich und 
leisten einen wichtigen Beitrag zur Ernährungssicherheit und Landschafts-
pflege. Sie verdienen Anerkennung, Respekt und Vertrauen. Wir sorgen für 
Entlastungen durch bessere Rahmenbedingungen und Planungssicherheit 
– damit ein Landwirt wieder Landwirt sein kann.“ (Seite 34)  
„Generationenwechsel sicherstellen. Dafür müssen junge Landwirtinnen 
und Landwirte flächendeckend besser gefördert werden. Wir sorgen für 
Planungs- und Finanzierungssicherheit, damit unsere Betriebe eine Zukunft 
haben.“ (Seite 34) 
„Für besseren Pflanzenschutz. Wir bekennen uns zum Einsatz chemisch-
synthetischer Pflanzenschutzmittel. Das sogenannte „Zukunftsprogramm 
Pflanzenschutz“ schaffen wir ab. Das Zulassungsverfahren passen wir an, 
damit innovative Produkte schneller verfügbar sind und die Nutzung und 
Förderung biologischer und risikoreduzierter Mittel vereinfacht wird.“ 
(Seite 35) 
 

 

 

Die SPD trifft keine weiteren Aussagen zum Erhalt der Ernährungssicher-
heit 
 
 

 

 
 

Die FDP setzt auf eine verantwortungsvolle Ernährungspolitik die Inno-
vationen ermöglicht und die Wahlfreiheit der Verbraucher erhält.   
„Wir wollen Einkommen für landwirtschaftliche Betriebe sichern, die Nutz-
tierhaltung in Deutschland erhalten und die Versorgung der Bevölkerung 
sicherstellen.“ (Seite 45) 
„Für uns Freie Demokraten basiert eine verantwortungsvolle Ernährungs-
politik auf Verbraucherkompetenz, Bildung und Wahlfreiheit.“ (Seite 45) 
„Eingriffe in Rezepturen lehnen wir ab, ebenso neue Lenkungsabgaben z. B. 
auf Zucker. Produkte, die sicher und gesund sind, sollen auch weiterhin 
transparent und positiv beworben werden können, damit Verbraucher die 
Wahl haben, was am besten zu ihrem Leben passt.“ (Seite 45) 
 

 

 
 

DIE GRÜNEN setzen sich für eine langfristige Ernährungssicherheit 
mithilfe krisenfester Betriebe und einer zukunftsfesten Landwirtschaft 
ein.  
„Um die Ernährungssicherheit langfristig zu gewährleisten, braucht es 
krisenfeste Betriebe, die sich auf die Veränderungen einstellen können und 
ein verlässlicher Partner beim Schutz der natürlichen Grundlagen sind. Auf 
dem Weg zu einer zukunftsfesten Landwirtschaft setzen wir auf den Einsatz, 
den Unternehmergeist und das Wissen der Landwirt*innen.“ (Seite 28) 
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Die AfD fordert die Gewährleistung der Ernährungssicherheit mit heimi-
schen Produkten. 
„Die AfD kämpft für ein Deutschland, in dem Ernährungssicherheit und 
Selbstversorgung mit heimischen Lebensmitteln auch für zukünftige Gene-
rationen gewährleistet bleiben. Dabei kommt es uns nicht darauf an, ob sie 
aus biologischer oder konventioneller Produktion kommen, sondern ent-
scheidend ist die Qualität der Produkte.“ (Zeilen 1391 ff.)  
„Ein wirksamer Pflanzenschutz nach guter fachlicher Praxis ist ein wichtiger 
Faktor der landwirtschaftlichen Produktion. Für unsere Landwirte muss da-
bei die Nutzung und der Handel von alten Kultursorten möglich sein, um 
die Sortenvielfalt für den Verbraucher zu erhöhen.“ (Zeilen 1461 ff.) 
 

 

 
 

Das BWS will die Ernährungssicherheit schützen,  insbesondere vor 
„Billigimporten aus dem Ausland“, welche deutsche Produkte 
verdrängen. Darüber hinaus fordert das BSW stabile Preise zugunsten der 
Landwirte.  
„Landwirtschaft dient zuerst der Ernährungssicherung im eigenen Land. Es 
muss verhindert werden, dass Billigimporte aus dem Ausland die Lebens- 
und Futtermittel verdrängen, die in Deutschland produziert werden. 
Landwirte erwarten zu Recht stabile und auskömmliche Preise, von denen 
sie leben und mit denen sie planen können.“ (Seite 19) 
 

 

 
 

DIE LINKE fordert eine Lebensmittelversorgung mit hochwertigen Pro-
dukten. Die Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion soll das Klima 
schützen.  
„Gute Ernährung ist eine Frage der sozialen Gerechtigkeit. Wir wollen eine 
Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion, die Klima und Umwelt schützt 
und alle Menschen mit hochwertigen Produkten versorgt. Die Linke will, 
dass bezahlbares, gesundes und nachhaltiges Essen für alle garantiert ist.“ 
(Seite 42) 
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Privates Denkmaleigentum stärken – Kulturerbe sichern. 
 

 
 

Thema wird nicht erwähnt. 
 
 
 
 
 

 

 

Das Wahlprogramm der SPD erkennt die Bedeutung des Denkmalschut-
zes an, jedoch bleibt die Förderung privaten Denkmaleigentums unkon-
kret. Es fehlen klare Maßnahmen zur Unterstützung privater Eigentümer. 
„Wir gewährleisten die zukunftsgerechte Organisation und Finanzierung 
der Kultur. Das gilt insbesondere für die Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 
die Kulturstiftung des Bundes, die Förderfonds und kulturelle Angebote von 
nationaler Reichweite. Wir werden den Denkmalschutz stärken, das kultu-
relle und bauliche Erbe erhalten und die nachhaltige Transformation der 
Kultur fördern.“ (Seite 50) 
 

 

 
 

FDP für Kulturpolitische Förderungen und „Chancenbudgets“ für Kultur-
projekte. Europäischer Trust zur Unterstützung des Denkmalschutzes und 
von Schutzprojekten. 
„Wir Freie Demokraten fordern die Bundesregierung auf, die Gründung ei-
nes EU-weiten Kulturfonds nach dem Vorbild des „National Trust“ in Groß-
britannien zum Schutze des europäischen Kulturerbes auf EU-Ebene zu for-
cieren. Dieser Fonds soll als Dachorganisation die Gründung und Weiter-
entwicklung von sich für den Denkmalschutz engagierenden Organisatio-
nen fördern und diese EU-weit miteinander vernetzen. Langfristiges Ziel soll 
es sein, mit dem „European National Trust“ eine sich zu großen Teilen über 
Mitgliedsbeiträge, Einnahmen aus Eintritten und gewerblichen Betrieb 
selbst finanzierende Institution zu schaffen.“ (Zeilen 679 ff. der Ergänzung 
zum Wahlprogramm) 
 
„Wir Freie Demokraten fordern die Bestandsaufnahme national bedeutsa-
mer Kultureinrichtungen von 2006 zu überarbeiten und auf alle 16 Bundes-
länder auszuweiten. Wir wollen im Anschluss prüfen, ob weitere kulturelle 
Leuchttürme vom Bund gefördert werden können. Vor fast 15 Jahren wurde 
das Blaubuch das letzte Mal überarbeitet und die entsprechenden Schlüsse 
daraus gezogen. Die Analyse muss aktualisiert und erweitert werden.“ (Zei-
len 714 ff. der Ergänzung zum Wahlprogramm)  
 

 

 
 

Thema wird nicht erwähnt. 
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Die AfD setzt den Schwerpunkt im Bereich Denkmalschutz und kulturel-
les Erbe auf ein historisch-gesellschaftliches Selbstverständnis und der 
„kulturellen Identität“. Die AfD trifft keine Aussagen zum Erhalt und zur 
Unterstützung der Privateigentümer.  
„Baudenkmäler und heimische Architektur prägen Heimatgefühl und kul-
turelle Identität. Die Schönheit historischer Innenstädte muss bewahrt und 
bei Bedarf durch Rekonstruktionen wiederhergestellt werden. Die deutsche 
Geschichte ist in ihrer Gänze zu würdigen. Die offizielle Erinnerungskultur 
darf sich nicht nur auf die Tiefpunkte unserer Geschichte konzentrieren, sie 
muss auch die Höhepunkte im Blick haben. Ein Volk ohne Nationalbewusst-
sein kann auf die Dauer nicht bestehen. Wir wenden uns gegen die zuneh-
mend aggressiven Versuche einer ideologisch geprägten, moralisierenden 
Umdeutung der Geschichte, die sich an der Schleifung von Denkmälern und 
Umbenennung von Straßen festmacht.“ (Zeilen 3103 ff.) 
 
 

 

 
 

Thema wird nicht erwähnt. 

 

 
 

Thema wird nicht erwähnt. 

 

*Die Auswertung der Wahlprogramme von CDU/CSU/CSU, SPD, LINKE und BSW erfolgte auf 

Grundlage der auf der jeweiligen Webseite abrufbaren Wahlprogramme am 29.01.2025 um 

8:31 Uhr.  

*Die Auswertung des Wahlprogramms der FDP erfolgte auf Grundlage des auf der Webseite 

abrufbaren Wahlprogramms am 29.01.2025 sowie der beschlossenen Ergänzung gemäß Bun-

desvorstandssitzung vom 13. Januar 2025. 

*Die Auswertung des Wahlprogramms der AfD erfolgte auf Grundlage des Leitantrags der 

Bundesprogrammkommission zum 16. Bundesparteitag in Riesa am 11. Und 12. Januar 2025. 


